Wirksamkeitshindernisse: Uberblick

1.Geschaftsfahigkeit (§§ 104 ff. BGB)
2.Formverstol? (§ 125 BGB)
3.GesetzesverstoR (§ 134 BGB)
4.SittenverstoR (§ 138 BGB)
5.Bedingung und Befristung (§ 158 BGB)
6.Verdullerungsverbote (§§ 135 f. BGB)
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Uberblick: Geschiaftsfihigkeit (§§ 104 ff. BGB)

e Geschaftsunfahigkeit: 0-6 Jahre oder dauernde Geisteskrankheit
— Willenserklarungen sind nichtig
— Uberhaupt keine eigene Teilnahme am Rechtsverkehr
— Ausnahme: § 105a BGB
— Gesetzlicher Vertreter kann immer vertreten
e Beschrankte Geschaftsfahigkeit: 7-17 Jahre
— Teilnahme am Rechtsverkehr mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters:
= Lediglich rechtlich vorteilhafte Geschafte sind wirksam
" Geschafte mit Einwilligung sind wirksam
* Ansonsten: Schwebend unwirksam, Genehmigung erforderlich
— Gesetzlicher Vertreter kann immer vertreten
e Betreuung:
— Entweder volle Geschaftsfahigkeit mit Unterstlitzung durch Betreuer
— Oder Einwilligungsvorbehalt (wie beschrankte Geschaftsfahigkeit)
— Oder Geschaftsunfahigkeit nach allgemeinen Regeln
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Köhler, BGB AT (46. Aufl.), § 10 Rn. 1 ff.
Wertenbruch, BGB AT (5. Aufl.), § 17 Rn. 1 ff.
Brox/ Walker, Allgemeiner Teil des BGB (45. Aufl.), § 12 Rn. 1 ff.



Geschaftsfahigkeit und andere Fahigkeiten |
e Rechtsfahigkeit (§ 1 BGB)

=>Fahigkeit, Trager von Rechten und Pflichten (Rechtssubjekt) zu sein
=>Ab Vollendung der Geburt
e Geschaftsfahigkeit (§ 104 BGB)

=>Fahigkeit, selbst Rechtsgeschafte wirksam abzuschlielSen

=>Voll ab dem 18. Lebensjahr, beschrankt ab dem 7., ausgeschlossen bei
dauernder Geisteskrankheit

e Deliktsfahigkeit (§§ 827, 828 BGB)
=> Verschuldensfahigkeit

=> Voll ab dem 18. Lebensjahr, nach individueller Einsicht ab dem 7., im
StraBenverkehr ab dem 10. Lebensjahr
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Gesetzliche Vertretungsmacht der Eltern

e Grundlage: §§ 162611, 1629 |1 1 BGB (Vermogenssorge)
— Steht beiden Eltern gemeinsam zu
— Auch nach Trennung/Scheidung, solange gemeinsames Sorgerecht
— Ermachtigung eines Elternteils durch den anderen moglich (auch konkludent)
— Passivvertretung auch durch einen Elternteil alleine (§ 1629 | 2 Hs. 2 BGB)
e Grenzen der elterlichen Vertretungsmacht:
— § 181 BGB: Keine Insichgeschafte zwischen Eltern und Kindern => Erganzungspfleger (§ 1909 BGB)
— §§1629111, 1795 BGB: Erweiterung von § 181 BGB => Erganzungspfleger
— §§1643 1, 1821 BGB: Grundstiicksveraulserung => Genehmigung des FamG

— §§16431,1822 Nrn. 1, 3, 5, 8-11 BGB: Andere wichtige Geschafte (z.B. Gesellschaftsvertrag, Mietvertrag, Kredit,
Blrgschaft) => Genehmigung des FamG

— § 1643 11 BGB: Ausschlagung der Erbschaft, Verzicht auf den Pflichtteil => Genehmigung des FamG
e Grenzen gelten auch fiir Einwilligung und Genehmigung (§§ 107 ff. BGB)
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Geschaftsunfahigkeit (§§ 104, 105 BGB)

e Geschaftsunfahig sind:

Kinder bis zum 7. Geburtstag (0 Uhr morgens), § 104 Nr. 1 BGB

Dauerhaft Geisteskranke, sofern die Krankheit die freie Willensbestimmung ausschlieBt (z.B. Demenz, auch:
Drogensucht), § 104 Nr. 2 BGB

Denkbar auch: Teilweise Geschaftsunfahigkeit fliir bestimmte Arten von Geschéaften (z.B. Querulantenwahn)
Nicht: Relative Geschaftsunfahigkeit fir komplexe Geschafte

e Folgen der Geschaftsunfahigkeit:

Jede Willenserklarung des Geschaftsunfahigen ist unheilbar nichtig (§ 105 | BGB), auch bei lediglich rechtlichem Vorteil
Auch: Geschaftsahnliche Handlungen (z.B. Mahnung, Fristsetzung, Mangelriige)

Geschaftsunfahige konnen nicht als Stellvertreter handeln — aber als Bote

Ausnahme: § 105a BGB

Gesetzlicher Vertreter handelt komplett flir den Geschaftsunfahigen

,Genehmigung” eines Geschafts des Geschaftsunfahigen durch den gesetzlichen Vertreter kann konkludente
Neuvornahme in dessen Namen sein (Bestatigung i.S.v. § 141 BGB)
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Voriibergehende Stérungen (§ 105 Il BGB)

e Vorlibergehende Geisteskrankheit lasst Geschaftsfahigkeit unberthrt (arg. § 104 Nr.
2 BGB)

e Aber: Willenserklarung, die in diesem Zustand abgegeben wird, ist nichtig (§ 105 II
BGB)
e Beispiele:
— Starker Alkoholrausch (3 %) oder Drogenrausch
— Fieberdelirium
— Epileptischer Anfall
— Hypnose

— Bei voller Bewusstlosigkeit: Bereits tatbestandlich keine Willenserklarung
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Geschiafte des taglichen Lebens (§ 105a BGB)

1. Volljahriger Geschaftsunfahiger (=Geisteskrankheit)
2. Geschaft des taglichen Lebens
=> Nach Art und Umfang alltaglich
3. Mit geringwertigen Mitteln zu bewirken
=> Objektiver Maldstab, unabhangig von den Verhaltnissen des Geschaftsunfahigen
4. Leistung und Gegenleistung bereits bewirkt

=> Wie bei § 110 BGB; Wirksamkeit der Leistung des Geschaftsunfahigen ist zu unterstellen (im Hinblick auf die
Geschaftsunfahigkeit)

5. Keine erhebliche Gefahr fur Person oder Vermogen

=> Objektive Einschrankung zum Schutz des Geschaftsunfahigen

=> Keine gefahrlichen Gegenstande; keine Kumulation kleiner Geschafte
6. Rechtsfolge

=> Geschaft gilt als wirksam, keine Rickforderung des Geleisteten
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Uberblick: Minderjihrige (§§ 106 ff. BGB)

e Zwischen 7 und 17 Jahren (§§ 2, 106 BGB)

e Partielle (insoweit volle) Geschaftsfahigkeit:
— Selbstandiger Betrieb eines Erwerbsgeschafts (§ 112 BGB)
— Dienst- oder Arbeitsverhaltnis (§ 113 BGB)
e Beschrankte Geschaftsfahigkeit:
— Lediglich rechtlich vorteilhafte Geschafte (§ 107 BGB)
— Geschafte mit Einwilligung der gesetzlichen Vertreter (§§ 107, 110 BGB)
— Geschafte ohne Einwilligung der gesetzlichen Vertreter (§§ 108, 109 BGB)
e Bei Eintritt der Volljahrigkeit:
— Moglichkeit der Genehmigung schwebend unwirksamer Geschafte (§ 108 |1l BGB)
— Beschrankung der Haftung fur Verbindlichkeiten aus der Zeit der Minderjahrigkeit (§ 1629a BGB)
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Betrieb eines Erwerbsgeschifts (§ 112 BGB)

Eltern konnen Minderjahrige zum selbstandigen Betrieb eines Erwerbsgeschafts ermachtigen
Genehmigung des FamG erforderlich!
Der Minderjahrige ist insoweit unbeschrankt geschaftsfahig
Gilt fur alle Geschafte, die der Betrieb des konkreten Erwerbsgeschafts mit sich bringt
=> Z.B.: Einstellung und Kiindigung von Arbeitnehmern, Kauf und Verkauf von Waren
Erlosverwendung ist nur im Rahmen des Erwerbsgeschafts gedeckt, nicht bei privater Verwendung

Beachte die Grenzen der Vertretungsmacht der gesetzlichen Vertreter: §§ 11212, 1643 1, 1822 BGB

=> ausgeschlossen: Birgschaften, Gesellschaftsvertrage, Mietvertrage, Aufnahme von Krediten, Erteilung einer
Prokura
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Arbeitsverhaltnis (§ 113 BGB)

e Ermachtigung des Minderjahrigen zur Begrindung eines Dienst- oder Arbeitsverhaltnisses durch die
gesetzlichen Vertreter

e Keine Genehmigung des FamG erforderlich
e Nicht: Berufsausbildungsverhaltnis!

e Folge: Unbeschrankte Geschaftsfahigkeit fir Abschluss und Erflllung aller Geschafte, die sich aus
dem Dienstverhaltnis ergeben, z.B.:

— Gehaltskonto einrichten

— Empfang der Gehaltszahlungen (Erflllungszustandigkeit)
— Kundigung des Arbeitsverhaltnisses

— Beitritt zu einer Gewerkschaft

e Zudem: Abschluss weiterer Arbeitsvertrage gleicher Art (§ 113 IV BGB)
e Beachte die Grenzen der Vertretungsmacht der gesetzlichen Vertreter: §§ 11312, 1643 1, 1822 BGB
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Beschrankte Geschaftsfahigkeit (§§ 106 ff. BGB)

e Minderjahrige zwischen 7 und 17 Jahren sind beschrankt geschaftsfahig (§§ 2, 106 BGB)
e Entsprechende Anwendung auf Betreute mit Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 BGB)
e Folgende Rechtsgeschafte eines beschrankt Geschaftsfahigen sind wirksam:
— Lediglich rechtlich vorteilhafte Geschafte (§ 107 BGB)
— Geschafte mit Einwilligung der gesetzlichen Vertreter (§§ 107, 110 BGB)
— Geschafte mit Genehmigung der gesetzlichen Vertreter (§§ 108, 109 BGB)
— Einseitige Rechtsgeschafte: Nur mit Einwilligung, § 111 BGB
— Im Ubrigen sind die Geschifte unwirksam
e Zugang an beschrankt Geschaftsfahige: § 131 BGB

e Beschrankt Geschaftsfahige sind nicht prozessfahig (§ 51 1 ZPO)!
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Lediglich rechtlicher Vorteil (§ 107 BGB)

Geschafte, die dem Minderjahrigen lediglich einen rechtlichen Vorteil bringen, sind ohne Mitwirkung der gesetzlichen Vertreter
wirksam

e Lediglich rechtlich vorteilhaft = Keinerlei Pflichten fiir den Minderjahrigen (Grundsatz)
e Keine wirtschaftliche Betrachtung
e Beispiele:
— Annahme einer Schenkung oder eines Erlasses
— Nie: Gegenseitige Vertrage bzw. unvollkommen zweiseitig verpflichtende Vertrage
— Eigentumserwerb bzw. Rechtserwerb durch Minderjahrige?
= Bei unbelastetem Eigentum (+)
= Bei belastetem Eigentum problematisch (s.u.)
= Erflallungswirkung des Eigentumserwerbs (§ 362 | BGB)?
=>(-), das Erldschen der Forderung ist ein rechtlicher Nachteil
=> Erfullungswirkung nur bei Einwilligung/Genehmigung der gesetzlichen Vertreter
e Rechtlich neutrale Geschafte (z.B. VeraulRerung eines Nichtberechtigten; Stellvertretung): Wirksam (h.M.), arg.: § 165 BGB
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Grundstiicksschenkung an Minderjahrige

e Verpflichtungsgeschaft (Schenkungsvertrag)

— Annahme einer Schenkung ist lediglich rechtlich vorteilhaftes Geschaft => Keine
Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters erforderlich

— Bei belastenden Nebenabreden (z.B. vertragliches Rucktrittsrecht): Auch
rechtlicher Nachteil

=> Gesetzlicher Vertreter muss mitwirken

=>Bei Schenkung von den Eltern: § 181 BGB => Erganzungspfleger erforderlich
(§ 1909 BGB)
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Grundstiicksschenkung an Minderjahrige

e Verfiigungsgeschift (Ubereignung)

— Annahme der Auflassung ist grundsatzlich lediglich rechtlich vorteilhaft => Keine Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters
erforderlich

— Ausnahmen: Rechtlich nachteilige Folgen des Eigentumserwerbs, z.B.:

Eintritt in bestehende Mietvertrage (§§ 566 ff. BGB)
Eintritt in WEG-Gemeinschaft mit Pflichten nach WEG
Nicht: Belastung mit Grundpfandrechten, da keine Gefahr fiir Stammvermogen

Nicht: Laufende offentlich-rechtliche Grundstiickslasten (Grundsteuer u.d.), da wirtschaftlich regelmaRig unbedeutend
und daher keine Gefahr fir Stammvermaogen

— Dann: Gesetzlicher Vertreter muss mitwirken

— Bei § 181 BGB (bzw. §§ 162911 1, 1795 | Nr. 1 BGB): Wirksam, weil ,,zur Erfillung einer Verbindlichkeit“? (bei unterstellt
wirksamem Schenkungsvertrag)

=>(-), Gesamtbetrachtung von Verpflichtung und Verfligung, bzw. teleologische Reduktion des § 181 BGB bei rechtlich

nachteiliger Erfiillung => Erganzungspfleger erforderlich (§ 1909 BGB)
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Geschaft mit Einwilligung (§ 107 BGB)

Einwilligung ist erforderlich bei nicht lediglich rechtlich vorteilhaftem Geschaft

1. Einwilligungsberechtigung

Gesetzliche Vertreter gemeinschaftlich (§§ 1626 11, 1629 | 1 BGB)
Wechselseitige Ermachtigung gem. § 164 1 1 BGB oder auch §§ 177 |, 180 BGB maglich

2. Einwilligungserklarung

Formfrei (§ 182 Il BGB) und empfangsbediirftig

Erklarung gegeniiber dem Minderjahrigen oder dem Vertragspartner (§ 182 | BGB)
Frei widerruflich bis zur Vornahme des Geschafts (§ 183 BGB)

Ausdricklich oder konkludent

Sonderform der Einwilligung: Konkludent durch Taschengeld (§ 110 BGB)

3. Umfang der Einwilligung

Spezialeinwilligung (fiir ein bestimmtes Geschaft)
Generaleinwilligung (flir eine bestimmte Art von Geschaften)

Keine unbeschrankte Einwilligung, keine partielle Geschaftsfahigkeit
Beachte auch §§ 162911 1, 1643, 1795, 1821, 1822 BGB!
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Einwilligung durch Taschengeld (§ 110 BGB)

Auslegungsregel fiir die konkludente Einwilligung durch Uberlassung von Taschengeld
1. Vertragsschluss ohne (ausdriickliche) Zustimmung der gesetzlichen Vertreter
2. Uberlassung der Mittel fiir das Geschift
— Durch den gesetzlichen Vertreter selbst
— Oder durch Dritte mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters; Beispiele:
= Andere Familienangehorige
= Arbeitgeber bei Berufsausbildung
— Uberlassen sind nur die Mittel selbst, nicht das Surrogat
3. Fir den speziellen Zweck oder zur freien Verfigung
— Auslegung der konkludenten Einwilligung
— Auchvon ,freier Verfigung” nicht umfasst: Geschafte, denen die Eltern nie zustimmen wiirden (z.B. Drogenkauf)
4. ,Bewirkung” der vertragsgemalen Leistung
— Kern der Vermutungsregel des § 110 BGB
— Nur Bargeschafte, keine Kreditgeschafte
— Fur Kredite ist ausdriickliche Einwilligung gem. § 107 BGB erforderlich
— Mit Bewirkung tritt Wirksamkeit rtickwirkend ein
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Vertrag ohne Einwilligung (§§ 108 f. BGB)

e Willenserklarung des Minderjahrigen ist schwebend unwirksam
e Moglichkeiten, zur Wirksamkeit zu gelangen:
— Genehmigung durch die gesetzlichen Vertreter (§§ 108, 182 |, 184 | BGB)
= Zu erklaren gegenliber Minderjahrigem oder gegentiber Geschaftspartner
= Genehmigung gegentiber MJ fallt durch Aufforderung des Geschaftspartners wieder weg (§ 108 11 1 Hs. 2 BGB)
= Zustandig: Grundsatzlich beide gemeinsam (aber §§ 164 11, 177, 180 BGB)
= Beachte §§ 1629111, 1795, 1643, 1821 f. BGB
= Folge: Rickwirkende vollstandige Wirksamkeit
= Keine beschrankte Genehmigung!
— Genehmigung durch den volljahrig gewordenen Minderjahrigen (§ 108 Il BGB)
= Auch konkludent durch Erfillung/Fortsetzung des Vertrages
e Moglichkeiten, zur Unwirksamkeit zu gelangen:
— Verweigerung der Genehmigung

— Fiktion der Verweigerung zwei Wochen nach Erhalt einer Aufforderung des Geschaftspartners (§ 108 11 2 Hs. 2 BGB)
— Widerruf des gutglaubigen Geschaftspartners (§ 109 |, || BGB)
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Einseitige Rechtsgeschafte Minderjahriger

e Beispiele: Kiindigung, Anfechtung, Rucktritt

e Ohne Einwilligung der gesetzlichen Vertreter:
=> Stets unwirksam (§ 111 S. 1 BGB)
=> Nachtragliche Genehmigung nicht moglich

e Mit Einwilligung der gesetzlichen Vertreter:
=> Grundsatzlich wirksam (§ 111 S. 2 BGB)

=> Unwirksam, wenn
1. Einwilligung nicht schriftlich vorgelegt wurde, und
2. Der Geschaftspartner das Geschaft aus diesem Grund unverziglich zurickweist, und

3. Der Geschaftspartner nicht vom gesetzlichen Vertreter Gber die Einwilligung informiert wurde (§ 111
S. 3 BGB)
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Zugang an Minderjahrige

e Zugang von Willenserklarungen an Geschaftsunfahige:
— Nicht moglich, § 131 | BGB; Zugang muss an gesetzlichen Vertreter erfolgen
— Geschaftsunfahiger kann aber als Erklarungsbote fungieren
— Oder sogar vom gesetzlichen Vertreter als Empfangsbote eingesetzt worden sein
e Zugang an beschrankt Geschaftsfahige:
— Lediglich rechtlich vorteilhafte Erklarungen gehen dem Minderjahrigen selbst wirksam zu (§ 131 Il 2 a.E. BGB)

= Beispiele: Vertragsangebot, Ubereignungsangebot, Annahme eines lediglich rechtlich vorteilhaften Vertragsangebots
des Minderjahrigen

— Sonst: Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
= Gegenstand der Einwilligung: in den Abschluss des Vertrages
= Umfasst im Zweifel nicht Erklarungen im Rahmen der Abwicklung des Vertrags (Rucktritt, Kiindigung, ...)
= Grds. keine nachtragliche Genehmigung des Zuganges maoglich

= Aber: Nachtragliche Genehmigung des Vertrages (§ 108) heilt auch Zugang der Vertragserklarung beim
Minderjahrigen
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Rechtsgeschafte bei Betreuung

e Betreuung als solche andert nichts an der Geschaftsfahigkeit
e Geschaftsfahigkeit ist nach allgemeinen Regeln zu beurteilen => ggfs. § 104 Nr. 2 BGB

e Betreuer kann in seinem Aufgabenkreis neben dem Betreuten als gesetzlicher Vertreter handeln (§
1902 BGB)

e Bei Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts (§ 1903 BGB) gelten de facto die Regeln liber
beschrankte Geschaftsfahigkeit:

— Lediglich rechtlich vorteilhafte Geschafte: § 1903 |1l 1 BGB

— Geringfligige Angelegenheiten des taglichen Lebens: § 1903 Il 2 BGB
§ 105a BGB gilt nur bei festgestellter Geschaftsunfahigkeit

— Im Ubrigen Einwilligung des Betreuers erforderlich (§ 1903 |1 1 BGB)

— Sonst: §§ 190312, 108-113 BGB => Genehmigung durch den Betreuer
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Form von Willenserklarungen

e Grundsatz der Formfreiheit; Ausnahmen:
— Gesetzliche Formerfordernisse (z.B. §§ 311b |, 623, 766, 925, 1410, 2247 BGB)
— Gewillkirte Formerfordernisse (z.B. vertragliche Schriftformklausel)

e Folge von Formverstolien:
— Im Zweifel: Nichtigkeit des gesamten Vertrags (§ 125 BGB)
— Ausnahmen z.B. § 550 BGB (Mietvertrag) oder § 492 BGB (Verbraucherdarlehen)

e Mogliche Formzwecke:
— Beweisfunktion
— Warnfunktion
— Beratungsfunktion (Notarielle Beurkundung)
— Dokumentationsfunktion gegeniber Dritten
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Schriftform (§ 126 BGB)

Urkunde muss personlich und handschriftlich unterschrieben werden
Unterschrift muss den gesamten Urkundentext decken (=> unter oder neben dem Text)

Bei Vertragen (§ 126 11 BGB):

— Unterschriften beider Parteien auf derselben Urkunde

— Nicht ausreichend: Getrennte Unterschriften unter Angebot und Annahme (Ausnahme: § 492 | 2 BGB fir
Verbraucherdarlehen)

— Denkbar nur: Getrennte Unterzeichnung von zwei identischen Urkunden + Austausch
Blankourkunde:

— Ist formwahrend, weil das Endprodukt (ausgefiilltes Blankett) der Form genligt

— Problem: Ausflillungsermachtigung; Behandlung analog zur Vollmacht (vgl. Stellvertretungsrecht)
Telegramm oder Telefax geniigen nicht der Schriftform => keine Originalunterschrift!
Milder ist die gewillkiirte Schriftform (§ 127 11 1 BGB)

Ersetzung durch elektronische Form (§ 126 Ill BGB): nur theoretische Moglichkeit
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Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Literatur:
Köhler, BGB AT (46. Aufl.), § 12 Rn. 6 ff.
Wertenbruch, BGB AT (5. Aufl.), § 16 Rn. 7 f.
Brox/ Walker, Allgemeiner Teil des BGB (45. Aufl.), § 13 Rn. 8 ff.



Elektronische Form (§ 126a BGB)

Anwendungsbereich: Minimal trotz § 126 Ill BGB, da in aller Regel Ausnahmeregelungen bestehen
(z.B.§§ 766 S. 2, 780S. 2, 781S. 2)

Beispiele: Kiindigung eines Wohnraummietvertrages, Schriftsatze im Zivilprozess (vgl. § 130a ZPO)

Voraussetzungen:

1.
2.
3.

4.

Elektronisches Dokument (Datei)
Name des Ausstellers enthalten

Qualifizierte Signatur nach § 2 Nr. 3 SigG => mit personlichem Zertifikat und geschitzter
Signaturerstellungseinheit

Bei Vertragen: Beide Parteien mussen gleichlautende Dokumente signieren

Vorsicht: Bei weitem nicht jede Mail erfillt die Voraussetzungen der elektronischen Form!
Folge (neben Einhaltung der Form): § 292a ZPO => Anscheinsbeweis fiir die Echtheit der Erklarung
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Präsentationsnotizen
Literatur:
Köhler, BGB AT (46. Aufl.), § 12 Rn. 9a
Wertenbruch, BGB AT (5. Aufl.), § 16 Rn. 20 ff..
Brox/ Walker, Allgemeiner Teil des BGB (45. Aufl.), § 13 Rn. 13 ff.



Textform | (§ 126b BGB)

e Leichteste Form des BGB

e Anwendungsfalle der Textform:

— Mieterhohungsverlangen (§§ 557b Ill, 558a BGB),
Modernisierungsankindigung (§ 555c¢, 556¢, 560 BGB)

— Kindigung von AuBergeschaftsraumvertragen (§ 312h BGB)

— Anmeldung zu Gewinnspielvertragen (§ 675 11l BGB)

— Informationspflichten (§§ 477, 482, 482a ll, 484, 486a, 510, 613a, 630c,
630e, 655b BGB)

— s. aber nunmehr §§ 356 |; 357 VIIl; 492 V, VI; 504; 505; 507 BGB =>
dauerhafter Datentrager
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Textform (§ 126b BGB)

e \Voraussetzungen der Textform:
1. Dauerhafter Datentrager (Papier, Festplatte, Flash-Speicher, CD-ROM)

2. Name des Erklarenden genannt (keine Unterschrift bzw. kein
Unterschriftsersatz notig)

3. Ungeschrieben: Raumlicher Abschluss der Erklarung (z.B. durch
Namenswiedergabe)

=> Einfache Email genugt, Papier ohnehin, nicht dagegen Website (kein
dauerhafter Datentrager)

e Ahnliche Begriffe:
— Information auf einem dauerhaften Datentrager (z.B. §§ 492 V, VI BGB)
— Information ,,auf Papier”, vgl. § 312f | BGB
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Offentliche Beglaubigung (§ 129 BGB)

e VVollzogen vom Notar oder anderen Urkundspersonen

e Beglaubigt wird nur die Echtheit der Unterschrift, d.h. der
Umstand, dass der Namenstrager selbst vor den Augen der
Urkundsperson unterschrieben oder die Unterschrift
anerkannt hat

e Inhalt der Erklarung wird nicht beruhrt

e Kann durch notarielle Beurkundung ersetzt werden (§ 128 Il
BGB)
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Präsentationsnotizen
Literatur:
Köhler, BGB AT (46. Aufl.), § 12 Rn. 10
Brox/ Walker, Allgemeiner Teil des BGB (45. Aufl.), § 13 Rn. 16



Offentliche Beurkundung (§ 128 BGB)

Strengste Form des BGB

Zweck: Ausreichende Beratung der Parteien durch den Notar sicherstellen (vgl. § 17
BeurkG)

Bei Vertragen: Beide Willenserklarungen mussen beurkundet werden (ggfs. Angebot
und Annahme getrennt)

Zusatzlich ,gleichzeitige Anwesenheit beider Teile” (z.B. § 925 BGB — Auflassung; §
2276 BGB — Erbvertrag):

— Keine getrennte Beurkundung von Angebot und Annahme
— Aber Stellvertretung bleibt moglich
— Ggfs. sogar unter Befreiung von § 181 BGB durch die gleiche Person

Kann durch wirksam protokollierten gerichtlichen Vergleich ersetzt werden (§ 127a
BGB)
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Präsentationsnotizen
Literatur:
Köhler, BGB AT (46. Aufl.), § 12 Rn. 11 ff.
Wertenbruch, BGB AT (5. Aufl.), § 16 Rn. 27 ff.
Brox/ Walker, Allgemeiner Teil des BGB (45. Aufl.), § 13 Rn. 17



Gewillkiirte Formerfordernisse (§ 127 BGB)

e Parteien kdnnen beliebige Formanforderungen vereinbaren
e Auslegungsregelnin § 127 BGB:

— FormverstoR fihrt im Zweifel zur Nichtigkeit

— Vereinbarte Schriftform weicht von § 126 BGB ab: Ubermittlung per Fax oder
Telegramm genligt; beim Vertrag reicht Angebot und Annahme getrennt in
Schriftform (§ 127 11 BGB)

— Vereinbarte elektronische Form weniger streng (§ 127 11l BGB)
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Form von Grundstiicksvertragen (§ 311b BGB)

1. Anwendungsbereich des § 311b | 1 BGB

— Alle schuldrechtlichen Vertrige, die eine Verpflichtung zur Ubertragung oder zum Erwerb von Grundstiickseigentum
unmittelbar begriinden

— Beispiele: Kaufvertrag; Gesellschaftsvertrag mit Grundstuck als Einlage; Einrdumung eines Vorkaufsrechts; Nicht:
Ubertragung eines GbR-Anteils, auch wenn Grundstiick das wesentliche Vermoégen ausmacht

— Auch: Vertragsanderungen, soweit Hauptpflichten betroffen sind; ggfs. auch Vollmacht, z.B. bei Unwiderruflichkeit
2. Umfang des Formerfordernisses

— Vertrag im Ganzen, d.h. einschlie8lich aller Nebenabreden

— flr das Schicksal des Vertragsrests vgl. § 139 BGB
3. Heilung durch Vollzug (§ 311b | 2 BGB)

— Erforderlich: Auflassung und Eintragung (beim Kaufvertrag)

— Bei anderen Vertragstypen Modifikation: z.B. bei Eintragung des Vorkaufsrechts oder Gebrauch von der Vollmacht

— Wirkung: Heilung ex nunc, keine Riickwirkung

— Keine Heilung einer friiher bestellten Auflassungsvormerkung
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Treuwidrige Berufung auf die Formwidrigkeit

e Berufung auf § 125 BGB kann ausnahmsweise gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB)
verstolien

e Rspr.: Wenn die Formnichtigkeit ,,nicht nur zu harten, sondern zu schlechthin
unertraglichen Ergebnissen fihren wirde”

e Fallgruppen:
— Arglistige Tauschung Gber das Formerfordernis (nemo auditur turpitudinem suam allegans)
— Ausnutzung einer Machtposition, um den anderen von der Einhaltung der Form abzuhalten (str.)
— Existenzgefahrdung der gutglaubigen anderen Seite

e Kannten beide Parteien das Formerfordernis, ist die Berufung auf den Formverstol3
grds. nie treuwidrig (,,Edelmann-Fall“)
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Literatur:
Köhler, BGB AT (46. Aufl.), § 12 Rn. 16 ff. 
Wertenbruch, BGB AT (5. Aufl.), § 16 Rn. 31 ff.
Brox/ Walker, Allgemeiner Teil des BGB (45. Aufl.), § 13 Rn. 22 ff. 



Teilnichtigkeit (§ 139 BGB)

1. Einheitliches Rechtsgeschaft
— Einzelnes Geschaft, oder:

— Geschaftseinheit durch Verbindung verschiedener Rechtsgeschafte (von
den Parteien als Einheit gewollt, z.B. Sale-and-lease-back)

— Nicht: Verpflichtungs- und Verfligungsgeschaft

2. Nichtigkeit eines abtrennbaren Teils
— Logische Teilbarkeit: Rest muss noch sinnvolles Rechtsgeschaft sein

— Quantitative Teilbarkeit (z.B. Nichtigkeit nur hinsichtlich der tberlangen
Vertragsdauer)

— Subjektive Teilbarkeit (z.B. Gesellschaftsvertrag mit einem Minderjahrigen)
— Bei Unteilbarkeit: Stets Gesamtnichtigkeit3.
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Teilnichtigkeit (§ 139 BGB)

3. Kein entgegenstehender Parteiwille
— Salvatorische Klausel verhindert Gesamtnichtigkeit

— |1.U.: Bleibt das Interesse beider Parteien durch das Restgeschaft i.W.
gewahrt?

4.  Keine Einschrankung des § 139 BGB

— Z.B. § 306 | BGB fuir AGB; § 494 | BGB bei Verbraucherdarlehensvertragen;
§§ 2085, 2195, 2298 BGB im Erbrecht

— Implizite Fortgeltungsanordnungen in §§ 444, 536d, 639 BGB
— 1.U.: § 242 BGB, um missbrauchliche Berufung auf § 139 BGB zu verhindern
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Umdeutung (§ 140 BGB)

1. Abgrenzung zur Auslegung: Nicht mehr Ermittlung, sondern Modifikation des Parteiwillens
2. Nichtigkeit oder Unwirksamkeit eines gesamten Rechtsgeschafts
— Nichtigkeit wg. Wirksamkeitshindernis

— Unwirksamkeit, etwa weil es ins Leere geht (Rucktritt ohne Riicktrittsrecht) oder von der Rechtsordnung nicht
vorgesehen ist (Ubertragung eines untibertragbaren Rechts)

3. Existenz eines anderen Rechtsgeschafts als minus
— Kein aliud, kein plus (keine weitergehenden Rechtsfolgen)
— Gleiche wirtschaftliche Zielsetzung, aber rechtlich moglich

— Wifrksgrgke)it des Ersatzgeschafts (muss nur weniger fehlerbehaftet sein als das umzudeutende Rechtsgeschiaft, z.B. ,,nur”
anfechtbar

— Beispiele: AuRerordentliche/ordentliche Kiindigung; Kiindigung/Angebot des Aufhebungsvertrages;
Rechtsibertragung/Uberlassung zur Ausiibung; Prokura/Generalhandlungsvollmacht

4. Erfullung der Voraussetzungen des anderen Rechtsgeschafts
5. Kein entgegenstehender Parteiwille

— Keine Umdeutung, wenn die Parteien genau diese Rechtsform wollten
6. Zulassigkeit der Umdeutung

— Ziele dirfen nicht als solche von der Rechtsordnung missbilligt sein
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Bestatigung nichtiger Rechtsgeschiafte (§ 141 BGB)

e Parteien konnen urspringlich nichtiges Geschaft durch Bestatigung heilen
e Bestatigung wirkt wie Neuvornahme

e \oraussetzungen:

1. Anwendbarkeit
= Alle nichtigen Rechtsgeschafte

= Unterschied gegentber § 144 BGB: Beseitigung der Nichtigkeit, nicht der Anfechtbarkeit
= Unterschied gegenuber § 140 BGB: Keine Inhaltsanderung; Vornahme durch Parteien
= Unterschied zur Heilung z.B. § 311b | 2 BGB: Ist Rechtsgeschaft mit Bestatigungswillen

2. Wegfall des Nichtigkeitsgrundes

= Sonst scheitert das Geschaft am gleichen Nichtigkeitsgrund
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Bestatigung nichtiger Rechtsgeschiafte (§ 141 BGB)

3. Bestatigung
— Keine komplette Wiederholung des Vertragsinhalts erforderlich
— Bezugnahme reicht

— Konkludent durch Erfullungshandlungen: Ja, wenn Nichtigkeit
erkannt und freiwillig geleistet

— Form des urspringlichen Rechtsgeschafts ist zu beachten
4. Rechtsfolgen

— Wirksamkeit ex nunc
— Aber Vermutung fir schuldrechtliche Riickwirkung (§ 141 Il BGB)
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